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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Weiterverfolgung der vom Parlament 
geforderten Maßnahmen zur Stärkung der Integrität der Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen der Union
(2023/2571(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 20. Mai 2021 zwischen 
dem Europäischen Parlament, dem Rat der Europäischen Union und der Europäischen 
Kommission über ein verbindliches Transparenz-Register1,

– Beschluss des Europäischen Parlaments vom 28. September 2005 zur Annahme des 
Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments (2005/684/EG, Euratom)2,

– gestützt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass das Vertrauen in die Integrität der Organe der EU und in die 
Rechtsstaatlichkeit für das Funktionieren der europäischen Demokratie von allergrößter 
Bedeutung ist; in der Erwägung, dass das Vertrauen der Öffentlichkeit in das 
Europäische Parlament durch Vorwürfe der Korruption aus dem Ausland erschüttert 
wurde, an denen mindestens vier derzeitige und ehemalige Mitglieder der S&D-
Fraktion sowie Bedienstete und nichtstaatliche Organisationen beteiligt sein sollen; in 
der Erwägung, dass diese Enthüllungen zu einem größeren öffentlichen Interesse an den 
bestehenden Maßnahmen zur Sicherstellung der Transparenz, Unabhängigkeit und 
Rechenschaftspflicht der Mitglieder des Europäischen Parlaments und an den 
Maßnahmen der anderen Organe in diesem Bereich geführt haben;

B. in der Erwägung, dass am 20. Mai 2021 eine Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen 
dem Europäischen Parlament, dem Rat der Europäischen Union und der Europäischen 
Kommission über ein verbindliches Transparenz-Register in Kraft getreten ist; in der 
Erwägung, dass die nichtstaatliche Organisation „Fight Impunity“ nicht im 
Transparenz-Register eingetragen war, als die Korruptionsvorwürfe auftraten;

C. in der Erwägung, dass klar zwischen kriminellen Handlungen, Verstößen gegen 
institutionelle Vorschriften und legalem, aber unethischem Verhalten unterschieden 
werden muss;

1. nimmt den Korruptionsskandal zur Kenntnis, an dem derzeitige und ehemalige 
Mitglieder der S&D-Fraktion sowie Bedienstete und nichtstaatliche Organisationen 
beteiligt sein sollen; betont, dass die Integrität des Parlaments geschützt und gestärkt 
werden muss;

2. betont, dass Maßnahmen ergriffen werden müssen, um eine Einflussnahme aus dem 

1 ABl. L 207 vom 11.6.2021, S. 1.
2 ABl. L 262 vom 7.10.2005, S. 1.
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Ausland in den Organen der EU zu verhindern und aufzudecken;

3. weist darauf hin, dass Gesetze nicht ausreichen, um kriminelles Verhalten einzelner 
Mitglieder, ehemaliger Mitglieder, Bediensteter oder Beamter des Europäischen 
Parlaments oder anderer europäischer Organe zu verhindern; Besteht jedoch darauf, 
dass potenzielle Schlupflöcher in den Vorschriften und Verfahren der Organe, die 
rechtswidrigem Verhalten Vorschub leisten, aufgedeckt und geschlossen werden 
müssen;

4. unterstützt uneingeschränkt die Initiative von Präsidentin Metsola, die Vorschriften und 
Verfahren des Parlaments zu reformieren und weitere Schritte einzuleiten, um 
kriminelle Organisationen davon abzuhalten, die Arbeit des Parlaments zu infiltrieren 
und zu beeinflussen;

5. betont, dass alle ergriffenen Maßnahmen mit der in Artikel 2 des Beschlusses des 
Europäischen Parlaments vom 28. September 2005 zur Annahme des 
Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments verankerten Mandatsfreiheit 
vereinbar sein müssen;

6. weist darauf hin, dass alle EU-Organe bereits über Mechanismen verfügen, um 
Transparenz und Rechenschaftspflicht anzugehen; betont, dass diese bestehenden 
Mechanismen und Instrumente überprüft und gegebenenfalls überarbeitet werden 
müssen, auch im Hinblick auf die Aufdeckung der Anfälligkeit für Einflussnahme aus 
dem Ausland;

7. stellt fest, dass im Fall der S&D-Mitglieder und ehemaligen Mitglieder, gegen die 
Ermittlungen laufen, nichtstaatliche Organisationen für die Einflussnahme auf die 
europäische parlamentarische Demokratie aus dem Ausland instrumentalisiert worden 
sein sollen; fordert eine Überprüfung der geltenden Vorschriften für nichtstaatliche 
Organisationen, insbesondere in Bezug auf Governance, Haushalt, Einflussnahme aus 
dem Ausland und Personen mit erheblicher Kontrolle, mit dem Ziel, ihre Transparenz 
und Rechenschaftspflicht zu erhöhen;

8. betont, dass nichtstaatliche Organisationen, die Gelder von Dritten erhalten, die nicht 
verpflichtet sind, sich im Transparenz-Register eintragen zu lassen, ihre 
Finanzierungsquellen offenlegen müssen, indem sie dieselben Informationen 
bereitstellen wie alle regulären registrierten Organisationen und Einzelpersonen; fordert, 
dass öffentliche Gelder für solche nichtstaatlichen Organisationen unverzüglich 
eingefroren werden, wenn diese Informationen nicht offengelegt werden;

9. fordert eine umfassende finanzielle Vorabkontrolle nichtstaatlicher Organisationen, 
bevor sie in das EU-Transparenz-Register aufgenommen werden; besteht darauf, dass 
vertragliche Vereinbarungen zwischen der Kommission und nichtstaatlichen 
Organisationen veröffentlicht werden müssen, und fordert, dass eine klare rechtliche 
Definition des Begriffs „NRO-Status“ ausgearbeitet wird, die für alle Organisationen 
gilt, die sich im Transparenz-Register eintragen lassen wollen und EU-Mittel erhalten 
können;

10. ist der Ansicht, dass der bestehende Ethikrahmen für Kommissionsmitglieder erweitert 
werden muss, um bestehende Rechtslücken wie das Fehlen eines Statuts der 
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Kommissionsmitglieder zu schließen; betont, dass dieser Prozess eng mit der 
parlamentarischen Kontrolle und Aufsicht verbunden ist, und ist daher der Ansicht, dass 
ein solches Statut der Kommissionsmitglieder gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren ausgearbeitet werden muss; fordert die Kommission auf, als 
Teil des Pakets zur Verteidigung der europäischen Demokratie einen Vorschlag für ein 
Statut der Kommissionsmitglieder vorzulegen;

11. begrüßt die Ausweitung der Zuständigkeiten des Sonderausschusses INGE 2, der in 
„Sonderausschuss zu Einflussnahme aus dem Ausland auf alle demokratischen Prozesse 
in der Europäischen Union, einschließlich Desinformation, und zur Stärkung der 
Integrität, Transparenz und Rechenschaftspflicht im Europäischen Parlament“ 
umbenannt und beauftragt wird, in enger Zusammenarbeit mit dem Ausschuss für 
konstitutionelle Fragen und dem Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten auf der 
Grundlage der Entschließungen des Parlaments und der bewährten Verfahren anderer 
Parlamente und Institutionen potenzielle Schwachstellen in den Vorschriften des 
Parlaments zu Transparenz, Integrität, Rechenschaftspflicht und Korruption zu 
ermitteln, andere mittel- bis längerfristige Maßnahmen in Erwägung zu ziehen und 
Empfehlungen für Reformen abzugeben;

12. verpflichtet sich, angemessene Ressourcen für das Sekretariat des Transparenz-
Registers sicherzustellen, um dafür zu sorgen, dass die Einträge zu Lobbytätigkeiten 
von Interessengruppen, Lobbyisten und nichtstaatlichen Organisationen auf ihre 
Richtigkeit überprüft werden können und dass Lobbyarbeit transparenter wird;

13. weist erneut darauf hin, dass der Geltungsbereich seiner Dringlichkeitsentschließungen 
streng eingehalten werden sollte, um eine angemessene Kontrolle der Einflussnahme 
durch Dritte sicherzustellen;

14. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.


